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1 
Wer Schwein hat, entgeht der  
Vorsteuerberichtigung  

Kernaussage 

Weicht die spätere Nutzung eines Wirtschaftsgutes des 

Anlage- bzw. Umlaufvermögens von derjenigen ab, die für 

den ursprünglichen Vorsteuerabzug ursächlich war, so 

sieht das UStG einen Korrekturmechanismus vor (§ 15a 

UStG). Dieser greift jedoch nur, wenn die Vorsteuer, die auf 

die Anschaffung bzw. Herstellung des betreffenden Wirt-

schaftsgutes entfällt, 1.000 EUR übersteigt (§ 44 Abs. 1 

UStDV). 

Sachverhalt 

Ein Landwirt erwarb im Jahr 2007 893 Schweine für ca. 

39.000 EUR und nahm den Vorsteuerabzug hieraus vor, da 

er zur Regelbesteuerung optiert hatte. Mit Beginn des Jah-

res 2008 kehrte er zur Besteuerung nach Durchschnittssät-

zen zurück. Im gleichen Jahr verkaufte er 350 der in 2007 

erworbenen Schweine. Aufgrund des Wechsels zur Durch-

schnittssatzbesteuerung verlangte das Finanzamt eine 

Korrektur der Vorsteuer aus der ursprünglichen Anschaf-

fung (§ 15a UStG). Hiergegen wandte der klagende Land-

wirt ein, dass eine Vorsteuerkorrektur daran scheitere, dass 

die auf das einzelne Schwein entfallende Vorsteuer nicht 

1.000 EUR übersteige. Das beklagte Finanzamt betrachte-

te die gesamte Partie Schweine als Berichtigungsobjekt, 

nicht das einzelne Schwein. Die Klage war erfolgreich. 
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Entscheidung 

Das Niedersächsische Finanzgericht folgt der Ansicht des 

Landwirtes. Demnach ist als Wirtschaftsgut das einzelne 

Schwein anzusehen und nicht eine Gesamtheit von 

Schweinen. Da für das einzelne Schwein die genannte 

Bagatellgrenze nicht überschritten ist, unterbleibt eine Kor-

rektur der Vorsteuer. 

Konsequenz 

Der Fall mag kurios klingen, ist aber durchaus für andere 

Sachverhalte von Bedeutung. So wird auch in anderen 

Fällen genau zu prüfen sein, ob es sich um ein Berichti-

gungsobjekt in seiner Gesamtheit handelt oder um mehrere 

einzelne, die unter die Bagatellgrenze des § 44 Abs. 

1 UStDV fallen. 

 

2 
Milchlieferungsrechte: Ermittlung des 
abzuspaltenden Buchwerts 

Kernaussage 

Von dem gemäß den Vorschriften des EStG ermittelten 

Pauschalwert des Grund und Bodens (§ 55 Abs. 1) darf 

nicht nachträglich im Wege der Bilanzberichtigung en 

Buchwert für in der Vergangenheit veräußerte Milchliefer-

rechte erfolgswirksam abgespalten werden. Sind die Milch-

erzeugnisse mit den Anschaffungskosten bilanziert, ist 

dagegen eine erfolgswirksame Bilanzberichtigung vorzu-

nehmen, soweit dabei nicht berücksichtigt wurde, dass für 

in der Vergangenheit veräußerte Milchlieferrechte ein antei-

liger Buchwert abzuspalten war. 

Sachverhalt 

Der Kläger, ein Landwirt, hatte einen Teil seiner Milchliefer-

rechte veräußert. Der hierdurch erzielte Gewinn wurde 

ohne den Abgang des anteiligen Buchwerts, der sich aus 

der Abspaltung vom Grund und Boden ergab, ausgewie-

sen. Jahre später nahm der Steuerpflichtige eine Bilanzbe-

richtigung vor. Diese wurde mit der (nachträglichen) Be-

rücksichtigung des Buchwertabgangs erläutert. Der sich 

hieraus ergebenden Gewinnminderung folgte das beklagte 

Finanzamt nicht. Die Klage blieb erstinstanzlich erfolglos, 

der (Bundesfinanzhof (BFH) gab ihr teilweise statt. 

Entscheidung 

Der BFH trennt in seiner Entscheidung die Sachverhalte 

der Buchwertermittlung. Hiernach erfahren die pauschal 

ermittelten Buchwerte eine andere Behandlung als die 

nach dem 30.6.1970 erworbenen Buchwerte. Im Urteil wird 

ausdrücklich auf die unstreitige Notwendigkeit der Buch-

wertabspaltung des Wirtschaftsguts "Milchlieferrechte" vom 

Grund und Boden hingewiesen. Dieses Erfordernis wird mit 

Beginn der Milch-Garantiemengenverordnung vom 

25.5.1984 begründet. Hierdurch hat sich bereits eine 

Wertminderung im Grund und Boden ergeben. Einer darü-

ber hinausgehenden Gewinnminderung durch Buchwertab-

gang folgt der BFH nicht. Dies auch bereits vor dem Hin-

tergrund des gesetzlichen Verlustverrechnungsverbots. 

Anders wird der Sachverhalt jedoch für Grundstücke be-

trachtet, die nach dem 30.6.1970 angeschafft wurden. 

Denn in diesen Fällen werden die ursprünglichen Anschaf-

fungskosten durch Veräußerung der Milchlieferrechte tat-

sächlich im Wert gemindert. 

Konsequenz 

Veräußerungsgewinne, die sich durch den Verkauf von 

Milchlieferrechten ergeben, können nur bei entgeltlichem 

Erwerb des Grund und Bodens gemindert werden. Für 

Milchlieferrechte, die durch die pauschale Abspaltung vom 

Grund und Boden einen Buchwert erhalten haben, entfällt 

die Gewinnminderung durch Buchwertabgang im Rahmen 

eines Verkaufs.. 

 

3 
Buchwertabspaltung bei Veräußerung 
von Zuckerrübenlieferrechten 

 
Kernaussage  

Der Entnahmewert für nicht an Aktien gebundene Zucker-

rübenlieferrechte ist um einen ggf. von dem Buchwert des 

Grund und Bodens abzuspaltenden Buchwert zu vermin-

dern. Der abgespaltene Buchwert unterliegt ebenso wenig 

wie der Buchwert des Grund und Bodens vor der Abspal-

tung einer AfA. 

Sachverhalt 

Der Kläger veräußerte seinen landwirtschaftlichen Betrieb. 

Neben den Ackerflächen ging auch das "Zuckerrübenkon-

tingent" einschließlich der Lieferrechte aus mitübertragenen 

Aktien auf den Erwerber über. Im Rahmen einer Betriebs-

prüfung kam das beklagte Finanzamt zu dem Ergebnis, 

dass überdies auch die nicht an Aktien gebundenen Zu-

ckerrübenlieferrechte Gegenstand des Kaufvertrags waren. 

Die Betriebsprüfung ermittelte daher, auf Basis einer De-

ckungsbeitragsrechnung, einen entsprechenden Teilwert 

und erhöhte infolge dessen den vom Kläger angesetzten 

ursprünglichen Veräußerungsgewinn entsprechend. Nach 

zweimaliger Zurückverweisung durch den BFH gab das 

Finanzgericht der dagegen gerichteten Klage statt, die 

Revision des Finanzamts blieb erfolglos. 

Entscheidung 

Bei der Beurteilung der Frage, ob für Zuckerrübenliefer-

rechte ein anteiliger Buchwert von dem Pauschalwert für 

den Grund und Boden abzuspalten ist, hat der BFH an 

seine rechtliche Beurteilung bei Milchlieferrechten ange-

knüpft. Auch hiernach ist unstrittig ein anteiliger Buchwert 

vom Grund und Boden abzuspalten, so dass diese Vorga-

be analog auf die Behandlung bei Zuckerrübenlieferungs-

rechten Anwendung findet. Insofern bildet sich ein eigen-

ständiges Wirtschaftsgut neben dem Grund und Boden. 

Insbesondere vor dem Hintergrund der bereits in 1968 

begründeten Zuckermarktordnung kommt der BFH zu der 

Entscheidung, dass der Buchwert dem Entnahmewertt 

gegenüber zu stellen ist. 
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Konsequenz 

Der Entnahmewert/Veräußerungspreis ist um den vom 

Grund und Boden abgespaltenen Buchwert für Zuckerrü-

benlieferrechte zu vermindern. Dabei ist zu beachten, dass 

abgespaltene Buchwerte nicht der Abschreibung unterlie-

gen, denn der Grund und Boden stellt ein nicht abnutzba-

res Wirtschaftsgut dar. Der abgespaltene Buchwert kann 

nicht losgelöst von seiner Entstehung beurteilt werden. 

 

4 
Ansparrücklage bei Erweiterung einer 
Photovoltaikanlage? 

 Kernaussage 

Eine Ansparrücklage (§ 7g EStG) für die Anschaffung we-

sentlicher Betriebsgrundlagen ermöglicht das Vorziehen 

von Abschreibungen für zukünftige Investitionen, damit die 

Steuerersparnis bereits vor dem Investitionszeitpunkt zu 

einer Stärkung der Liquidität führt. Das Finanzgericht 

Münster hatte sich mit den Voraussetzungen für eine An-

sparrücklage bei der Anschaffung einer weiteren 

Photovoltaikanlage zu befassen. Fraglich war, ob eine 

verbindliche Bestellung zur Konkretisierung der Investiti-

onsabsicht im Jahr der Rücklagenbildung erforderlich ist, 

wenn der Steuerpflichtige schon vorher eine 

Photovoltaikanlage mit geringerer Kapazität in Betrieb 

hatte. 

Sachverhalt 

Der Kläger hatte in seiner Steuererklärung für 2005 neben 

Einkünften aus nichtselbstständiger Arbeit auch negative 

Einkünfte aus dem Betrieb einer in diesem Jahr an-

geschafften zweiten Photovoltaikanlage. Hierzu bildete der 

Kläger eine Ansparrücklage (§ 7g EStG), deren Rückgän-

gigmachung das beklagte Finanzamt verlangte. E sah in 

der Anschaffung eine wesentliche Erweiterung des Be-

triebs, weil die neue Anlage mehr als die dreifache Leistung 

der alten erbringen würde. Zudem müsse als Vorausset-

zung für die Bildung der Rücklage eine verbindliche Bestel-

lung im betreffenden Jahr vorliegen. Der Kläger war der 

Ansicht, bei der geplanten zweiten Photovoltaikanlage 

handele es sich um eine Investition des bestehenden Be-

triebs und verlangte die Berücksichtigung der daraus resul-

tierenden negativen Einkünfte. Das Finanzgericht gab der 

Klage statt, die Revision ist beim BFH anhängig. 

Entscheidung 

Der Kläger hat zu Recht die Ansparrücklage für die geplan-

te Erweiterung der Anlage als Betriebsausgabe im Jahr 

2005 angesetzt. Bei der Neuanschaffung einer 

Photovoltaikanlage darf eine solche Rücklage nur gebildet 

werden, wenn Investitionsentscheidung ausreichend kon-

kretisiert ist. Dies setzt voraus, dass die wesentlichen Be-

triebsgrundlagen bis zum Ende des Gewinnermittlungszeit-

raums, für den die Rücklage gebildet werden soll, verbind-

lich bestellt worden sind. Die gleichen Anforderungen gel-

ten für den Fall der wesentlichen Erweiterung eines bereits 

bestehenden Betriebs. Ein Gestaltungsmissbrauch, bei 

dem die Bildung der Rücklage "ins Blaue hinein" geschah, 

konnte hier nicht ohne Weiteres unterstellt werden. die 

geplante Kapazitätserweiterung einer vorhandenen Anlage 

beinhaltete bereits die geforderte Konkretisierung der In-

vestitionsentscheidung. Auch die Vorbereitungsarbeiten, 

angefangen beim Ausbau der Dachneigung bis hin zur 

Genehmigung der Energieeinspeisung sprachen für die 

Akzeptanz der Rücklagenbildung. 

Konsequenz 

Fraglich indes bleibt, ab welcher Kapazitätsausweitung 

eine wesentliche Betriebserweiterung vorliegt und ob z. B. 

bei der Nutzung einer anderen separaten Dachfläche von 

einer weiteren Betriebsstätte auszugehen ist. Die Entschei-

dung des BFH bleibt abzuwarten. 

 

5 
Ausfuhrerstattung: Ausfuhrlizenzen im 
Sektor Schweinefleisch 

 Kernaussage 

Die Anträge auf Erteilung von Ausfuhrlizenzen für Erzeug-

nisse des Sektors Schweinefleisch sind von Montag bis 

Freitag jeder Woche einzureichen; eine endgültige Ausfuhr-

lizenzerteilung erfolgt regelmäßig erst am Mittwoch der 

darauffolgenden Woche. Bis dahin kann die Kommission 

der Bundesanstalt für Landwirtschaft und Ernährung (BLE) 

Anträge ablehnen. Hiervon abweichend kann dem Markt-

teilnehmer eine Sofortlizenz erteilt werden, die bis zum 

entsprechenden Entscheidungstag vorläufig ist bzw. mit 

einem einschränkenden vorläufigen Anspruch ausgestellt 

wird. 

Sachverhalt 

Für die Ausfuhr von rund 25 Tonnen Schweinefleisch bean-

tragte der Kläger Ausfuhrerstattungen von 10.000 EUR. 

Hierfür hatte er eine Sofortlizenz vorgelegt, die mit dem 

Vorbehalt ausgestellt worden war, dass Erstattungen frü-

hestens 15 Arbeitstage nach dem Tag der Erteilung zu 

gewähren sind. Die Erteilung der Lizenz beruhte auf einer 

EG-Verordnung (Nr. 1370/95), deren Wortlaut zwischen-

zeitlich geändert worden war. Die BLE teilte dem Kläger 

sodann per Bescheid mit, dass die ursprüngliche Ausfuhrli-

zenz durch eine solche ohne Anspruch auf Erstattung er-

setzt wurde. Das beklagte Hauptzollamt lehnte den Erstat-

tungsantrag des Klägers daraufhin ab. Der Kläger unterlag 

vor dem BFH. 

Entscheidung  

Der BFH macht deutlich, dass sog. Sofortlizenzen mit ei-

nem gewissen Risiko verbunden sind. Denn bis zur endgül-

tigen Erstattung innerhalb der 15 Arbeitstage kann die 

Lizenz, wie im Urteilsfall durch die zuständige Kommission 

geschehen, jederzeit widerrufen werden. Damit steht die 

Lizenz für den Zeitraum der Lizenzerteilung und den Mitt-

woch der darauffolgenden Woche unter dem Vorbehalt des 

Widerrufs bzw. der Änderung. Insofern erlangt der Lizenz-

nehmer erst an dem Mittwoch, der auf die Antragswoche 

folgt, eine gesicherte Rechtsposition in Bezug auf die Ge-

währung von Ausfuhrlizenzen und damit den Anspruch auf 

Ausfuhrerstattungen. 
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Konsequenz 

Die Verordnung mit Durchführungsvorschriften für die Aus-

fuhrlieferungen im Bereich Schweinefleisch ist dahinge-

hend wirksam, dass Sofortlizenzen unter dem Vorbehalt 

eines Widerrufs stehen. Auch wird das Diskriminierungs-

verbot nicht dadurch verletzt, dass für Kleinmengen in 

anderen Marktordnungen abweichende Regeln gelten. 

 

6 
Zuckerrübenlieferrecht:  
10 Jahre Nutzungsdauer 

 

Kernaussage  

Zuckerrübenlieferrechte sind abnutzbare immaterielle Wirt-

schaftsgüter. Das gilt unabhängig davon, ob sie an den 

Betrieb oder an Aktien gebunden sind. Eine Schätzung der 

Nutzungsdauer auf 10 Jahre ist nicht zu beanstanden. 

Sachverhalt 

Der Kläger ist aktiver Landwirt und hatte von anderen 

Landwirten entgeltlich Zuckerrübenlieferungsrechte erwor-

ben. Die Anschaffungskosten wurden aktiviert und linear 

über einen Zeitraum von 10 Jahren abgeschrieben. Das 

beklagte Finanzamt hingegen erkannte die steuerwirksame 

Abschreibung auf die Zuckerrübenlieferungsrechte nicht 

an. Es erhöhte die betreffenden Buchwerte sowie die den 

Einkünften aus Land- und Forstwirtschaft zu Grunde lie-

genden Gewinne und setzte eine entsprechend höhere 

Steuer fest. Einspruch und Klage hiergegen hatten keinen 

Erfolg. Der BFH urteile schließlich zugunsten des Klägers.. 

Entscheidung 

Zuckerrübenlieferungsrechte stellen gemeinschaftsrechtlich 

geregelte Lieferrechte dar. Sie sind Grundlage einer Ab-

nahmegarantie zu Sonderkonditionen. Der Fortbestand 

wird ebenfalls nur durch gemeinschaftsrechtliche Regelun-

gen auf EU-Basis bestimmt. Es handelt sich in Folge des-

sen um selbstständige immaterielle Wirtschaftsgüter. Diese 

Rechte unterliegen einer unbestimmten, aber begrenzten 

Dauer. Es besteht Gewissheit über ihr Ende, nicht aber 

über dessen Zeitpunkt. Demnach ist die betriebsgewöhnli-

che Nutzungsdauer zu schätzen. Mit Bezug auf die bereits 

entschiedene betriebsgewöhnliche Nutzungsdauer von 

Milchlieferungsrechten wird auch bei Zuckerrübenliefe-

rungsrechten nicht beanstandet, wenn auch hier von einer 

10jährigen Nutzungsdauer ausgegangen wird. 

 

Fazit 

Durch die EG-Verordnung vom 20.2.2006 wurde beschlos-

sen, dass die Zuckermarktordnung mit Ablauf des Zucker-

wirtschaftsjahres 2014/15 am 30.9.2015 ausläuft. Demnach 

ist eine Schätzung der betriebsgewöhnlichen Nutzungs-

dauer auf 10 Jahre nicht zu beanstanden. Dies gilt unab-

hängig davon, ob die Rechte an den Betrieb oder an Aktien 

gebunden sind. 

7 
Umsatzeinbußen reichen nicht für be-
triebsbedingte Kündigung 

 
Kernfrage/Rechtslage  

Betriebsbedingte Kündigungen sind dann zulässig, wenn 

dringende betriebliche Gründe vorliegen. Arbeitgeber ge-

hen dabei in der Regel davon aus, dass diese bereits dann 

vorliegen, wenn es zu einem Umsatzrückgang kommt. 

Allerdings werden aufgrund von Umsatzrückgängen aus-

gesprochene Kündigungen von Arbeitsgerichten in der 

Regel nur dann als wirksam erachtet, wenn der Arbeitsplatz 

tatsächlich durch den Umsatzrückgang weggefallen ist. 

Das Landesarbeitsgericht Rheinland-Pfalz hat in einer 

jüngeren Entscheidung insbesondere zur Beweislast des 

Arbeitgebers in solchen Fällen Stellung genommen. 

Sachverhalt 

Der beklagte Arbeitgeber hatte dem klagenden Arbeitneh-

mer betriebsbedingt mit der Begründung gekündigt, der 

Bedarf für die von ihm im Unternehmen ausgeübte Tätig-

keit sei zu 75 Prozent zurückgegangen. Auftrags- und Um-

satzrückgänge hätten zu einer völligen Umstrukturierung 

des Unternehmens geführt. Dagegen wandte sich der Ar-

beitnehmern mit einer Kündigungsschutzklage und ge-

wann. 

Entscheidung 

Das Gericht führte zur Begründung aus, der Arbeitgeber 

habe nicht plausibel dargelegt, dass mit dem Auftragsrück-

gang und der Umstrukturierung der Arbeitsplatz des Arbeit-

nehmers weggefallen sei. Für eine betriebsbedingte Kündi-

gung auf Grund von Umsatzeinbußen vermisste das Ge-

richt: - eine nachvollziehbare Aufstellung der in Anspruch 

genommenen Arbeitsvolumina, - deren Zuordnung zu be-

stimmten Stundenzahlen, - deren Aufteilung auf bestimmte 

Aufgabenbereiche, - die Darstellung, warum eine Übertra-

gung anderweitiger Aufgaben an den Kläger nicht möglich 

war, und - wie sich im Laufe welchen Zeitraums konkret die 

Arbeitsvolumina verändert, d. h. reduziert haben sollen. 

Konsequenz 

Eine betriebsbedingte Kündigung ist nicht ohne weiteres 

gerechtfertigt, weil ein Mitarbeiter deutlich weniger Arbeit 

hat. Eine Ausnahme gilt nur, wenn der Mitarbeiter allein für 

die konkrete Tätigkeit eingestellt worden ist. Der bloße 

Hinweis auf Umsatzeinbußen reicht ebenfalls nicht, da es 

in erster Linie nicht darauf, sondern auf den Arbeitszeit- 

und Arbeitskräftebedarf im Betrieb ankommt. 

 

 

 

 

 

 



BRANCHENBRIEF LAND- UND FORSTWIRTSCHAFT 

   Aktuelle Hinweise für das Gespräch mit Ihrem Steuerberater    Aktuelle Hinweise für das Gespräch mit Ihrem Steuerberater    

8 
Arbeitgeber machen sich bei Zahlung 
von Dumpinglöhnen strafbar 

  

Kernfrage/Rechtslage 

Arbeitgeber, die für ihre Arbeitnehmer nicht die zutreffen-

den bzw. vertraglich geschuldeten (Arbeitnehmer-

)Sozialversicherungsbeiträge abführen, machen sich we-

gen Vorenthaltens und Veruntreuens von Arbeitsentgelt (§ 

266 a StGB) strafbar. Das Landgericht Magdeburg hatte 

über die Strafbarkeit eines Arbeitgebers zu entscheiden, 

der seinen Arbeitnehmern einen unter dem Mindestlohn 

liegenden Lohn ausgezahlt hatte ("Lohndumping"). 

Sachverhalt 

Der Angeklagte war Pächter von Toilettenanlagen auf Au-

tobahnraststätten, die er rund um die Uhr sauber halten 

musste. Als Reinigungskräfte setzte er sogenannte Minijob-

Kräfte (geringfügig Beschäftigte) ein, die einen umgerech-

neten Stundenlohn zwischen knapp unter 1,00 EUR und 

1,79 EUR erhielten. Der allgemeinverbindliche und damit 

gesetzliche Mindestlohn betrug im Tatzeitraum mindestens 

7,68 EUR. Zu seiner Verteidigung machte der Angeklagte 

geltend, dass die Reinigungskräfte lediglich 2 bis 3 Stun-

den am Tag hätten putzen müssen und die restliche Zeit 

der Zwölf-Stunden-Schicht nur Bereitschaftszeit oder sogar 

Freizeit gewesen sei. 

Entscheidung 

Das Landgericht verurteilte den Arbeitgeber zu einer Geld-

strafe von 100 Tagessätzen zu je 10 EUR, was die Grenze 

einer Vorstrafe übersteigt. Der Straftatbestand des Vor-

enthaltens von Sozialversicherungsbeiträgen verbietet es 

Arbeitgebern, Beiträge des Arbeitnehmers zur Sozialversi-

cherung vorzuenthalten - und zwar unabhängig davon, ob 

Arbeitsentgelt gezahlt wird. Bei der Festsetzung der an die 

Sozialkassen abzuführenden Beiträge ist nicht auf den 

tatsächlich gezahlten (geringeren) Lohn abzustellen, son-

dern auf den (höheren) Mindestlohn, der den Arbeitneh-

mern zustand. Gegen diesen Straftatbestand hat der Ar-

beitgeber verstoßen. Hinzu komme, dass die Stundenlöhne 

ganz offensichtlich unangemessen und sittenwidrig seien. 

Entgegen dem Vortrag des Angeklagten sei auch nicht 

davon auszugehen, dass die Reinigungskräfte nur 2 bis 3 

Stunden täglich arbeiten mussten. 

Konsequenz 

In Branchen, in denen tarifvertraglich oder gesetzlich ein 

Mindestlohn gilt, führt untertarifliche Bezahlung nach Auf-

fassung des Landgerichts Magdeburg zur Strafbarkeit des 

Arbeitgebers, wobei das Gericht nach eigenen Ausführun-

gen zu einer milden Strafe kommt. 

 

 

9 

Einholungspflicht von Arbeitsgeneh-
migung für polnische Leiharbeitneh-
mer 

 

Kernfrage/Rechtslage 

Beim Beitritt Polens in die EU hat Deutschland von der 

durch das Europarecht geschaffenen Möglichkeit Gebrauch 

gemacht, die Arbeitnehmerfreizügigkeit bis zum 1.5.2011 

zu beschränken. Daher müssen polnische Arbeitnehmer - 

ausgenommen einzelner Berufsgruppen - eine Arbeitsge-

nehmigung der Bundesagentur für Arbeit vorweisen, um in 

Deutschland arbeiten zu können. Das Landessozialgericht 

Nordrhein-Westfalen hatte nunmehr darüber zu entschei-

den, ob die Dienstleistungsfreiheit dazu genutzt werden 

kann (hier: durch ein polnisches Leiharbeitsunternehmen), 

die Beschränkungen der Arbeitnehmerfreizügigkeit zu um-

gehen. 

Entscheidung 

Die Antragstellerin ist eine polnische Firma, die in Deutsch-

land polnische Arbeitnehmer verleihen wollte. Die Bundes-

agentur hatte ihr die erforderliche Erlaubnis nur unter der 

Auflage erteilt, dass sie für ihre polnischen Arbeitskräfte 

eine Arbeitsgenehmigung der Bundesagentur nachweisen 

müsse, solange die Freizügigkeit polnischer Arbeitnehmer 

europarechtlich eingeschränkt sei. Die Antragstellerin griff 

diese Auflage im einstweiligen Rechtschutz an und berief 

sich auf die europarechtliche Dienstleistungsfreiheit, unter-

lag aber zuletzt vor dem Landessozialgericht. Da Deutsch-

land zulässigerweise von der europarechtlich vorgesehe-

nen Möglichkeit Gebrauch gemacht hat, die volle Arbeit-

nehmerfreizügigkeit für polnische Arbeitnehmer erst ab 

dem 1.5.2011 in Kraft treten zu lassen, sei es zulässig, 

Arbeitsgenehmigungen zu verlangen. Die Antragstellerin 

könne sich nicht auf die Dienstleistungsfreiheit berufen, 

weil dieses Grundrecht im Bereich der Arbeitnehmerüber-

lassung durch die europarechtlich ausdrücklich vorgesehe-

nen Einschränkungen der Arbeitnehmerfreizügigkeit über-

lagert werde. Allerdings treffe dies nicht auf alle Arbeitneh-

mergruppen zu. So sehe das Europarecht Ausnahmen 

etwa für leitende Angestellte, von Lieferanten entsandte 

Monteure, Studenten und Journalisten vor, für die keine 

Arbeitsgenehmigungen im Überlassungsfall vorgelegt wer-

den müssten. 

Konsequenz 

Bis zum Erreichen der vollständigen Arbeitnehmerfreizü-

gigkeit am 1.5.2011 benötigen polnische Arbeitnehmer für 

eine Tätigkeit in Deutschland in den allermeisten Fällen 

einer Arbeitsgenehmigung der Bundesagentur für Arbeit. 
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10 
Außerordentliche Kündigung eines 
Landpachtverhältnisses 

 
Kernfrage/Rechtslage 

Der Bundesgerichtshof hatte in einer jüngeren Entschei-

dung darüber zu befinden, ob und in welchen zeitlichen 

Grenzen das dem Grunde nach bestehende Recht zur 

fristlosen Kündigung eines Landpachtvertrages ausgeübt 

werden muss, bevor es verwirkt ist. 

Entscheidung  

Die Parteien stritten insbesondere um die tatsächliche 

Laufzeit eines Landpachtvertrages, den der klagende 

Pächter fortsetzen wollte. Um dies zu verhindern, kündigte 

der beklagte Verpächter zuletzt im laufenden Rechtsstreit 

das Landpachtverhältnis aus wichtigem Grund im Novem-

ber, weil der Kläger die zum 1.1. des Jahres fällige Jahres-

pacht nicht entrichtet hatte. Der Kläger obsiegte zuletzt vor 

dem Bundesgerichtshof, weil der beklagte Verpächter nicht 

mehr zur Kündigung berechtigt gewesen sei, weil er die 

Kündigung nicht innerhalb einer angemessenen Frist nach 

Kenntnis des Kündigungsgrundes ausgesprochen hatte. 

Nach den gesetzlichen Vorschriften war der beklagte Ver-

pächter ab Mai zur außerordentlichen fristlosen Kündigung 

des Pachtverhältnisses berechtigt; denn der Kläger befand 

sich damals mit der fälligen Pacht länger als drei Monate in 

Verzug. Die erst im November erfolgte Kündigung war 

damit verspätet, weil die außerordentliche fristlose Kündi-

gung eines Dauerschuldverhältnisses aus wichtigem Grund 

innerhalb einer angemessenen Zeit seit Kenntnis von dem 

Kündigungsgrund erklärt werden muss. Denn insbesondere 

gebe der Kündigungsberechtigte mit dem längeren Abwar-

ten zu erkennen, dass für ihn die Fortsetzung des Ver-

tragsverhältnisses trotz des Vorliegens eines Grundes zur 

fristlosen Kündigung nicht unzumutbar ist. Bei einem Land-

pachtverhältnis ist angesichts der - insbesondere im Hin-

blick auf die Weiterbewirtschaftung - erforderlichen Ent-

scheidungen eine Frist von maximal drei Monaten ab 

Kenntnis vom Kündigungsgrund angemessen. 

Konsequenz 

Soll die fristlose Kündigung eines Landpachtverhältnisse 

Bestand haben, muss längstens innerhalb von drei Mona-

ten nach Eintritt des Kündigungsgrundes gekündigt wer-

den. 

 

11 
Aktivierung des Feldinventars bei 
landwirtschaftlichen Betrieben 

 
Kernaussage 

Ein Landwirt, der sein Feldinventar, d. h. die aufgrund der 

Feldbestellung auf den Feldern vorhandenen Pflanzenbe-

stände, aktiviert, ist daran auch zukünftig gebunden und 

kann nicht aus Billigkeitsgründen zu einem Verzicht auf die 

Bewertung wechseln. 

Sachverhalt 

Der Klagende Landwirt betreib seit 1992 Ackerbau. Seit 

Aufnahme der landwirtschaftlichen Tätigkeit aktivierte er 

seine stehende Ernte zum jeweiligen Wirtschaftsjahresen-

de. Aufgrund sehr guter Betriebsergebnisse wurde rund 11 

Jahre nach der erstmaligen Aktivierung des Feldbestands 

dieser ergebnismindernd aufgelöst. Hierdurch entstand ein 

nicht unwesentlicher Steuererstattungsanspruch. Dieser 

wurde durch die beklagte Finanzverwaltung verwehrt mit 

der Begründung, die (freiwillige) Aktivierung der stehenden 

Ernte sei grundsätzlich beizubehalten. Die hiergegen ge-

richtete Klage blieb vor dem BFH erfolglos 

Entscheidung  

Zum Betriebsvermögen gehören unstreitig auch das Feld-

inventar und die stehende Ernte. Da es sich steuerrechtlich 

um Wirtschaftsgüter des Umlaufvermögens handelt, sind 

diese mit den Anschaffungs- oder Herstellungskosten zu 

aktivieren. Alleine aus Billigkeitsgründen wird es land- und 

forstwirtschaftlichen Betrieben gestattet, auf diese Bewer-

tung zu verzichten. Dies geschieht in erster Linie vor dem 

Hintergrund einer möglichst praktikablen Bilanzierung. 

Denn der Gesetzgeber unterstellt, dass das Feldinventar 

zum Wirtschaftsjahresbeginn einen annähernd ähnlichen 

Wert hat wie zum Ende des Wirtschaftsjahres. Die Möglich-

keit des Verzichts auf Aktivierung kann daher nicht willkür-

lich getroffen werden. Sie stellt lediglich eine Billigkeitsre-

gelung dar. Insofern ist der Landwirt grundsätzlich an eine 

Fortführung der Aktivierung gebunden, sobald diese erst-

malig durchgeführt wurde. 

Konsequenz 

Durch Verzicht auf die Inanspruchnahme der Billigkeitsre-

gelung erfolgt der Wechsel hin zur Aktivierung des Feldin-

ventars mit Nachhaltigkeit. Dies bedeutet, dass eine Rück-

kehr zum Verzicht der Bilanzierung nicht mehr möglich ist, 

da dies dem Grundsatz der Bewertungsstetigkeit wider-

sprechen würde. 

 

Rechtsstand: Dezember 2010 

Alle Informationen und Angaben in diesem BranchenBrief haben 

wir nach bestem Wissen zusammengestellt. Sie erfolgen jedoch 

ohne Gewähr. Diese Information kann eine individuelle Beratung 

im Einzelfall nicht ersetzen. 
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Für weitere Fragen zu den vorstehenden Themen steht 
Ihnen Herr Steuerberater Heiko Brand gerne zur  
Verfügung. 

Heiko Brand, Steuerberater 

Paul-Hartmann-Str. 61, 89522 Heidenheim/Brenz 

Fon 07321 27719-0  -  info@steuerberater-brand.de 

www.stb-hdh.de 

 

Wir möchten unseren Mandanten ein zuver-

lässiger Partner in allen Beratungssituationen 

sein, sei es bei der Beantwortung von Spezi-

alfragen oder auch bei der Lösung komplexer Probleme. 

Unsere Beratungsschwerpunkte liegen in den Bereichen  

 Steuerberatung  

 Firmenumstrukturierungen 

 Sanierungen / Sanierungsgutachten 

 Unternehmens- und Wirtschaftsberatung 

 Coaching für Unternehmer 

Sprechen Sie uns an!  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 


